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1) 26. September 1930. (VII 66. 30) (RGZ. Bd. 130 S. 58)

Enteignung - Kaufvertrag als Ersatz der Enteignung -
Aufwertung.

Ein unter dem Druck drohender Enteignung geschlossener Kauf-
vertrag ist als Ersatz der durch ihn vermiedenen Enteignung anzusehen.
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Die Kaulpreislorderung unterliegt daher in Ansehung der Folgen der

Geldentwertung den gleichen Grundsätzen wie eine Enteignungsentschädigung.

Aus den Gründen: Das angefochtene Urteil stellt fest, der Kläger
habe sich, ebenso wie die anderen beteiligten Grundstückseigentümer,
nur deshalb zum Abschluß des Vertrages vom 223. Dezember 1921 bereit

gefunden, weil Regierungsrat W. als Verhandlungsführer der Reichs-

vermögensverwaltung ihnen erklärte, sie hätten für den Fall, daß sie
den Verkauf ihrer Grundstücke verweigerten, deren Beschlagnahme
durch die Besatzungsbehörde und die Enteignung zu gewärtigen. Auf

Grund dieser Feststellung gelangt der Berufungsrichter zu dem Ergebnis,
daß der Verkauf der Grundstücke kein freiwilliger gewesen sei, sondern

unter dem Druck der drohenden Enteignung stattgefunden habe. Deshalb

läßt er die für die Umwertung einer Enteignungsentschädigung geltenden
Grundsätze auch für die Angleichung des Kaufpreises an die Geld-

entwertung maßgebend sein. Damit befindet er sich in Übereinstimmung
mit dem Standpunkt, den der erkennende Senat in RGZ. Bd. 114
S. 185 eingenommen hat, wo ausgesprochen ist, daß, wenn ein Grund-

stück vom Eigentümer unter dem Zwang der Enteignung an den Unter-

nehmer verkauft wurde, der Verkauf lediglich als ein Ersatz für die durch
ihn vermiedene Enteignung zu betrachten und demgemäß auch die Kauf-

preisforderung in Ansehung der Folgen der Geldentwertung keinen

anderen Grundsätzen unterworfen ist als die Enteignungsentschädigung.
In jener Sache handelte es sich allerdings um einen Kaufvertrag, der

nach der Einleitung des Enteignungsverfahrens zwischen dem Grund-

stückseigentümer und dem Unternehmer geschlossen worden war (§ 16

des preuß. Enteignungsgesetzes), während hier das Verfahren noch nicht

eingeleitet war. Ob beide Fälle gleichzustellen sind, hat der erkennende

Senat in RGZ. Bd. 127 S. 266 unentschieden gelassen, weil es nach den

Umständen dort der Entscheidung dieser Frage nicht bedurfte. Hier

ist aber ihre Beantwortung geboten.
Die vom Berufungsgericht bejahte Gleichstellung ist rechtlich nicht

zu beanstanden. Da es darauf ankommt, daß der Kaufvertrag, für den

die Folgen der Geldentwertung in Frage stehen, nicht freiwillig, sondern

unter dem Druck der drohenden Enteignung abgeschlossen worden ist,
so kann es keinen Unterschied machen, ob die Enteignung schon ein-

geleitet oder ob dieses Verfahren nur zu besorgen war. Der Umstand,
daß in einem Fall die Durchführung des angeordneten Enteignungs-
verfahrensl im anderen die Einleitung eines solchen durch den Abschluß

des Kaufvertrages vermieden werden sollte, rechtfertigt keine ver-

schiedene Behandlung, weil beide Male gleichmäßig die zwangmäßige
Wegnahme des für das Unternehmen benötigten Grundstückes im Wege
des weitläufigen Enteignungsverfahrens ausgeschlossen werden sollte

(vgl. auch Levin in JW. 1930 S. 1299). Das Interesse an dieser Re-

gelung ist für die Beteiligten in beiden Fällen gleich Wenn die Be-

satzungsbehörde die Grundstücke für ihre Kasernenbauten vom Reich

verlangte, so war nach den obwaltenden Verhältnissen kaum anzunehmen,
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daß sie von diesem Verlangen abgehen werde, sondern es Iwar mit ziem-
licher Gewißheit die Beschlagnahme der Grundstücke zu besorgen, falls
letztere ihr nicht verschafft wurden. Dann blieb aber dem Reich&apos;nur
der Weg der Enteignung übrig, um die Grundstücke zu erlangen. Wurden
zur Vermeidung der Enteignung Kaufverhandlungen mit den Grund-
stückseigentümern angebahnt, so erscheint es ausgeschlossen, daß diese
ihre Grundstücke zu ungünstigeren Bedingungen hergeben sollten und
wollten, als sie im Falle der Enteignung für sie zu erwarten waren. Dazu
hätten sie in den mit dem Beklagten geschlossenen Kaufverträgen auch
verabreden können, daß die Kaufpreisschuld eine Wertschuld sein sollte.
Dies mag deshalb unterblieben sein, weil damals dieser Begriff noch
nicht geläufig und vor allem seine Bedeutung für die Folgen der Geld-
entwertung noch nicht genügend erkannt war.. Wenn jedoch davon aus-

zugehen ist, daß die unter dem Druck einer Enteignung abgeschlossenen
Kaufverträge als Ersatz der Enteignung zu gelten haben, so dürfen die
sich daraus ergebenden Folgerungen auch ohne eine solche Verein-
barung gezogen werden
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